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Energiepreispauschale
Energiepreispauschale
Die Bundesregierung hat mit dem Steu-
erentlastungsgesetz 2022 (BGBl 2022 I 
S 749) u. a. für Arbeitnehmer, Selbststän-
dige und Gewerbetreibende eine Ener-
giepreispauschale (EPP) in Höhe von  
€ 300,00 beschlossen (§ 112 ff. Einkom-
mensteuergesetz/EStG). Der Anspruch 
auf die Pauschale besteht ab dem 
1.9.2022. 

FAQ veröffentlicht 
Unter dem Weblink www.bundesfinanz-
ministerium.de/Content/DE/AQ/2022-
06-17-Energiepreispauschale.html hat 
das Bundesfinanzministerium kürzlich 
FAQ zu den häufigsten Fragen rund um 
die neue Pauschale veröffentlicht. Ant-
worten gibt es u. a. zur Anspruchsbe-
rechtigung, Auszahlung an Arbeitneh-
mer, Steuerfestsetzung im Einkommen-
steuerbescheid sowie Steuerpflicht. Die 

Energiepreispauschale unterliegt der 
Einkommensteuerpflicht. Die Nettoent-
lastung verringert sich somit, je höher 
der persönliche Steuersatz des Empfän-
gers ist.

Auszahlung an Arbeitnehmer 
Arbeitnehmer erhalten die EPP von 
ihrem Arbeitgeber ausbezahlt, sofern 
sie unbeschränkt steuerpflichtig sind 
und am 1.9.2022 in einem Dienstverhält-
nis gestanden haben. Eine Auszahlung 
erfolgt auch an Minijobber sowie Kran-
kengeld- und Elterngeldbezieher. 

Verfahren bei zusammenveranlagten 
Ehegatten 
Ehegatten erhalten bei Zusammenver-
anlagung die EPP zweimal, sofern jeder 
Ehegatte die Voraussetzungen für den 
Bezug erfüllt.

SEPA-Lastschriften 

Begriff
Die Abkürzung SEPA steht für 
„Single Euro Payments Area“ 
und bezeichnet den seit 2014 
bestehenden einheitlichen Eu-
ro-Zahlungsverkehr. SEPA gilt 
innerhalb aller EU-Länder und 
in den EWR-Ländern Liechten-
stein, Norwegen, Monaco, San 
Marino sowie der Schweiz. 
Unternehmer als auch priva-
te Steuerpflichtige, die ihre fäl-
ligen Steuerzahlungen an das 
Finanzamt zur Fälligkeit nicht 
gesondert überweisen möch-
ten, können ihrem Finanzamt 
ein SEPA-Lastschriftmandat er-
teilen. Dieses hat den Vorteil, 
dass keine Zahlungsfristen ver-
säumt werden. Säumniszuschlä-
ge werden auf diese Weise ver-
mieden. Dies gilt auch, wenn 
die Finanzkasse nicht pünkt-
lich zum Fälligkeitstag, sondern 
später abbucht. 

Gültigkeit
Das an das Wohnsitzfinanzamt 
erteilte Mandat ist grundsätz-
lich nur für 36 Monate gültig. 
Die 36-Monatsfrist beginnt da-
bei mit der Erstlastschrift. Er-
folgt nach Ablauf von 36 Mo-
naten nach der Erstlastschrift 
oder 36 Monate nach der letz-
ten Folgelastschrift keine wei-
tere Lastschrift, weil der Steu-
erpflichtige in den letzten drei 
Jahren auf Grund von Verlust-
vorträgen oder aus sonstigen 
Gründen lediglich Steuerrück-
erstattungen erhalten hat, er-
lischt das Mandat automatisch. 
Werden nach Ablauf der Gültig-
keitsdauer erneut Steuerzah-
lungen fällig, muss der zu zah-
lende Betrag zur Vermeidung 
eines Zahlungsverzugs geson-
dert an die Finanzkasse über-
wiesen werden. Andernfalls 
drohen Säumniszuschläge. Soll 
die Finanzverwaltung fällige 
Steuerbeträge weiterhin abbu-
chen, ist rechtzeitig vor Ablauf 
der 36 Monatsfrist ein neues 
Mandat zu erteilen.

Kurzarbeitergeld 
Kurzarbeitergeldzugangsverordnung
Das Bundeskabinett hat eine Verlänge-
rung der Sonderregelungen in der Kurz-
arbeitergeldzugangsverordnung für den 
Bezug von Kurzarbeitergeld beschlos-
sen. Dies vor allem wegen der anhalten-
den Störungen in den Lieferketten. 

Betriebe, die mangels Vorprodukten die 
Produktion reduzieren oder einstellen 
müssen, können Kurzarbeitergeld weiter-
hin beantragen, wenn mindestens zehn 
Prozent der Belegschaft von einem Ar-
beitsausfall betroffen sind. Ursprünglich, 

das heißt bis zum Beginn der Corona-
pandemie, hatte die Schwelle bei einem 
Drittel gelegen.

Keine Minusstunden 
Weiterhin nicht als Voraussetzung für den 
Bezug von Kurzarbeitergeld gilt, dass die 
Beschäftigten Minusstunden aufbauen 
müssen. Die Sonderregelungen gelten 
zunächst bis 30.9.2022 fort. Weitere Ver-
längerungen sind im Hinblick auf die Ent-
wicklungen im Ukraine-Krieg nicht ausge-
schlossen. 

© vejaa /stock.adobe.com

2 STEUERNEWS August 2022

Anrechnung ausländischer Quellensteuern
Ausländische Quellensteuern 
In Deutschland unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalanleger 
versteuern durch das Welteinkommensprinzip auch ausländi-
sche Kapitalerträge im Inland. Belastet das betreffende Aus-
land die Erträge mit einer Quellensteuer, kommt es zu einer 
Doppelbesteuerung. Letztere wird dadurch vermieden, dass 
die inländische Abgeltungsteuer um die anrechenbare aus-
ländische Steuer zu mindern ist. Die Berechnung der anre-
chenbaren ausländischen Steuern erfolgt nach einer Spezi-
alnorm (vgl. Berechnungsformel in § 32d Abs. 1 Einkommen-
steuergesetz/EStG).

Vorrang einer Verlustverrechnung
Die Anrechnung ausländischer Quellensteuern erfolgt aller-
dings erst im Nachrang einer etwaigen Verrechnung der aus-
ländischen Kapitalerträge mit Verlusten aus den übrigen Ka-
pitalanlagen (§ 43a Abs. 3 EStG). Mit anderen Worten: Bleibt 
per Saldo kein steuerpflichtiger Kapitalertrag und entsteht 
dadurch keine Abgeltungsteuer, verfallen die im Ausland ge-
zahlten Quellensteuern. Die Einstellung nicht anrechenbarer 
Quellensteuern in den Verlustverrechnungstopf sieht das Ab-
geltungssteuersystem nicht vor. Anleger können jedoch im-
mer eine Rückzahlung gezahlter Quellensteuern durch den 
betreffenden ausländischen Staat in Höhe des nach den 
Doppelbesteuerungsabkommen nicht auf die inländische 
Kapitalertragsteuer anrechenbaren Teils beantragen.  

  BFH-Urteil 
Die Nichtanrechenbarkeit ausländischer Quellensteuern bei 
Verlustverrechnung verstößt nicht gegen die Niederlassungs- 
und Kapitalverkehrsfreiheit. Dies hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) im Urteil vom 23.11.2021 (Az VIII R 22/18) festgestellt. 
Im Streitfall erzielte ein inländischer Anleger Ausschüttungs-
erträge aus einer Beteiligung an einer österreichischen Ka-
pitalgesellschaft. 

Keine ehegattenübergreifende Verlustverrechnung 
Der BFH hat außerdem eine ehegattenübergreifende Ver-
rechnung nicht ausgeglichener Verluste verneint. Das Gesetz 
sieht keinen ehegattenübergreifenden Ausgleich der den 
Ehegatten von verschiedenen auszahlenden Stellen beschei-
nigten Verlusten mit deren positiven Kapitalerträgen vor. Die 
ehegattenübergreifende Verlustverrechnung beschränkt sich 
lediglich auf Konten/Depots bei einer auszahlenden Stelle, 
wenn dieser ein gemeinsamer Freistellungsauftrag vorliegt. 

Gebäude schneller abschreiben 

Regel-Abschreibung
In vielen Fällen dürfte das Betriebsgebäude keine 33 Jah-
re (bei 3%igem AfA-Satz) bzw. das Wohngebäude keine 40 
Jahre (bei 2,5%igem AfA-Satz) oder 50 Jahre (bei 2%igem 
AfA-Satz) nutzbar sein. Dann kann anstelle der gesetzlich 
typisierenden Nutzungsdauer die Absetzung für Abnutzung 
nach der tatsächlichen Nutzungsdauer des Gebäudes vor-
genommen werden.

Wahlrecht 
Immobilieneigentümer haben insoweit ein Wahlrecht, die Ge-
bäude-Abschreibung nach einer tatsächlich kürzeren Nut-
zungsdauer vorzunehmen ( § 7 Abs. 4 Satz 2 EStG). 

Bausubstanzgutachten
Bislang verlangten die Finanzämter vielfach Bausubstanz- 

gutachten. Der Bundesfinanzhof (BFH) hat hierzu allerdings 
entschieden, dass „jede Darlegungsmethode“ zum Nach-
weis einer kürzeren Nutzungsdauer geeignet ist. Nach Auf-
fassung des BFH ist erforderlich, „dass die Darlegungen des 
Steuerpflichtigen Aufschluss über die maßgeblichen Deter-
minanten — z. B. technischer Verschleiß, wirtschaftliche Ent-
wertung, rechtliche Nutzungsbeschränkungen — geben“, so 
der BFH. Die Gründe, welche die Nutzungsdauer im Einzel-
fall beeinflussen, müssen im Wege der Schätzung mit hinrei-
chender Bestimmtheit zu ermitteln sein. Nur wenn die Schät-
zung eindeutig außerhalb eines angemessenen Schätzungs-
rahmens liegt, ist diese zu verwerfen, so der BFH (Urteil vom 
28.7.2021 IX R 25/19).
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Zahlungstermine

August 2022

10. Umsatzsteuer mtl. für Juli bzw. Juni 
mit Dauerfristverlängerung bei Son-
dervorauszahlung 1/11 Abschlag 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
sowie Kirchenlohnsteuer für Juli

*15. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
lohnsteuer, Solidaritätszuschlag.Dies 
gilt nicht bei Barzahlung und Zah-
lung per Scheck.
Gewerbesteuer-Vorauszahlung, 
Grundsteuer

18. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Gewerbesteuer, Grundsteuer

25. Sozialversicherungsbeiträge 
August (Abgabe Beitragsnachweise)
Zusammenfassende Meldung

29. Sozialversicherungsbeiträge 
August (Fälligkeit der Beiträge)

Grenzüberschreitende  
PKW-Überlassung  

  EuGH-Urteil  
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat mit Urteil vom 20.1.2021 C 288-19) der Auffas-
sung der deutschen Finanzverwaltung, dass die unentgeltliche Überlassung eines Dienst-
wagens zur privaten Nutzung einen tauschähnlichen Umsatz darstellt, der grundsätzlich 
Umsatzsteuer auslöst, widersprochen. Dies hat u. a. wesentliche Auswirkungen für aus-
ländische Arbeitgeber, die einem Arbeitnehmer im Inland einen Dienstwagen überlassen. 

Bisherige Regelung
Bisher hat die Finanzverwaltung als Ort der sonstigen Leistung immer den Wohnsitz des 
Arbeitnehmers herangezogen (§ 3a Abs. 3 Nr. 2 Satz 3 Umsatzsteuergesetz/UStG). Der 
EuGH hat nun abschließend klargestellt, dass diese Ortsregelung bei einer unentgeltli-
chen Überlassung keine Anwendung findet. Stattdessen greift die B2C-Grundregel, das 
heißt, der Ort der sonstigen Leistung ist der Sitz des Unternehmens nach § 3a Abs. 1 UStG. 

Beispiel 
Arbeitgeber A aus Österreich überlässt dem Angestellten A aus Deutschland einen Dienst-
wagen auch zur Privatnutzung. Die Überlassung erfolgt unentgeltlich. Ort der sonstigen 
Leistung wäre dann Österreich, nicht Deutschland. Daher ist die Dienstwagenüberlassung 
in Deutschland nicht steuerbar.

Übergewinnsteuer 
Der Ukraine-Krieg führte unter anderem zu einer massiven Erhöhung der Energiepreise. 
Einige Länderregierungen haben daher die Bundesregierung aufgefordert, Spekulatio-
nen mit Öl, Gas und Strom zu unterbinden und die letzten Preiserhöhungen kartellrecht-
lich zu überprüfen. Ärger bereitet auch die Tatsache, dass die Steuerermäßigungen auf 
Benzin und Diesel seit dem 1.6.2022 nicht oder nur zum Teil an die Verbraucher weiter-
gegeben werden. Eine entsprechende Länderinitiative zur Besteuerung von Übergewin-
nen von Energiekonzernen wurde im Plenum des Bundesrates am 10.6.2022 behandelt. 
Der Finanzausschuss des Bundestags lehnt eine solche Steuer bisher allerdings ab (vgl. 
Kurzmeldung vom 22.6.2022 hib 320/2022).

Vorbilder Italien und Großbritannien
Italien hat es bereits vorgemacht, wie eine Übergewinnbesteuerung aussehen kann. 
Eine im März dieses Jahres verkündete Zusatzsteuer für Unternehmen des Energiesek-
tors wird aus den Umsatzsteigerungen vor und während des Ukraine-Kriegs berechnet, 
Italien finanziert mit dieser Zusatzsteuer diverse Hilfspakete zur Inflationsbekämpfung. In 
Großbritannien werden Mineralölkonzerne mit einer zusätzlichen Steuer in Höhe von 25 %  
belastet. Die Steuer fällt auf alle Gewinne an. 

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Solidaritäts-
zuschlag  
Solidaritätszuschlag
Rund € 11 Mrd. hat der Staat in 2021 
durch den Solidaritätszuschlag an zusätz-
lichen Steuern vereinnahmt. Dies geht 
aus einer Antwort der Bundesregierung 
auf eine Große Anfrage der CDU/CSU-
Fraktion hervor (BT Drucks 20/1969, 
20/664). Rund 2,5 Mio. Steuerbürger 
zahlen immer noch den Solidaritätszu-
schlag. Die Hauptlasten tragen dabei die 
Arbeitnehmer (1, 9 Mio. Lohnempfänger). 

Kleinsparer 
Das Gesetz zur Rückführung des Solida-
ritätszuschlags geht an Kapitalanlegern 
vorbei. Auch Kleinsparer zahlen den Soli-
daritätszuschlag. Inländische Banken zie-
hen in jedem Fall die Abgeltungsteuer 
mit dem Solidaritätszuschlag ein, sofern 
der Sparer-Pauschbetrag ausgeschöpft 
ist. Eine Rückerstattung kann allerdings 
mit der Einkommensteuerveranlagung 
und der Günstigerprüfung erfolgen. 

* In Teilen Bayerns und im Saarland verschiebt sich der 
Termin auf den 16.8. wegen des regionalen Feiertags 
Mariä Himmelfahrt
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